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 GEMEINDE ISERNHAGEN
 Ortsteil Altwarmbüchen

Bebauungsplan Nr. 2/201
»Baugebiet Wietzeaue – 2. Teilabschnitt«,
mit Örtlichen Bauvorschriften

Gemarkung:
Altwarmbüchen

Flur 2
Planstand:

 18.11.2019

Bearbeitung im Auftrag:

ÜBERSICHTSPLAN

VERFAHRENSVERMERKE

HINWEISE
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ZEICHNERISCHE DARSTELLUNGEN
ohne Festsetzungscharakter

1.  Planerische Darstellungen  (unverbindlich)

   Gliederung der Verkehrsflächen (Beispiel)

   Wegetrasse innerhalb der Grünflächen (Beispiel)

   Baumstandort innerhalb öffentlicher Verkehrsflächen (Beispiel)

   Standort für öffentliche Stellplätze (Beispiel)

   Abstandsmaße (m)

2. Bestandsdarstellungen Kataster
   
   Hauptgebäude mit Hausnummer
   
   Nebengebäude / Garage
   
   Flurstücksgrenzen mit Grenzpunkt
   
   Flurstücksnummer

3. Bestandsdarstellungen Topografie
   
   Flächenabgrenzungen  
   
   Graben
   
   Baumstandort
   
   Kanalschacht mit Kanaldeckelhöhe

z.B.

2

125/7

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
gemäß § 9 BauGB in Verbindung mit der BauNVO

RECHTSGRUNDLAGEN

Baugesetzbuch (BauGB)
neugefasst durch Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S.
3634)

Verordnung über die bauliche Nutzung der
Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO)
neugefasst durch Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S.
3786)

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne
und Darstellung des Planinhalts
(Planzeichenverordnung - PlanZV)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBl. I
1991, S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
04.05.2017 (BGBl. I S. 1057)

Nieders. Bauordnung (NBauO)
in der Fassung vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. 2012 S. 46), zuletzt
geändert durch Artikel 3 § 18 des Gesetzes vom 20.05.2019 (Nds.
GVBl. S. 88)

Nieders. Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)
in der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 2010 S. 576), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24.10.2019 (Nds. GVBl.
S. 309)

Aufstellungsbeschluss
Der Rat der Gemeinde Isernhagen hat in seiner Sitzung am
22.06.2017 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 2/201
»Baugebiet Wietzeaue – 2. Teilabschnitt« mit Örtlichen
Bauvorschriften beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am
06.07.2017 ortsüblich bekannt gemacht worden.

Isernhagen, den 13.02.2020

gez. Bogya
…………………………………   (Siegel)
Bürgermeister

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit
Der Planungs- und Bauausschuss der Gemeinde Isernhagen hat in
seiner Sitzung am 06.06.2018 dem Vorentwurf des Bebauungs-
planes Nr. 2/201 »Baugebiet Wietzeaue – 2. Teilabschnitt« mit
Örtlichen Bauvorschriften und der zugehörigen Begründung
zugestimmt. Ort und Dauer der frühzeitigen Beteiligung der
Öffentlichkeit wurden am 19.07.2018 ortsüblich bekannt gemacht.

Die frühzeitige öffentliche Unterrichtung der Öffentlichkeit über
diese Planung verbunden mit der Gelegenheit zur Äußerung und
Erörterung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB ist in der Zeit vom 23.07. bis
einschließlich 24.08.2018 erfolgt.

Isernhagen, den 13.02.2020

gez. Bogya
…………………………………   (Siegel)
Bürgermeister

Satzungsbeschluss
Der Rat der Gemeinde Isernhagen hat den Bebauungsplan Nr.
2/201 »Baugebiet Wietzeaue – 2. Teilabschnitt« mit Örtlichen
Bauvorschriften nach Prüfung der Bedenken und Anregungen
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 12.12.2019 als
Satzung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB sowie die Begründung
beschlossen.

Isernhagen, den 13.02.2020

gez. Bogya
…………………………………   (Siegel)
Bürgermeister

Inkrafttreten
Der Satzungsbeschluss des Rates zum Bebauungsplan Nr. 2/201
»Baugebiet Wietzeaue – 2. Teilabschnitt« mit Örtlichen Bauvor-
schriften ist durch die Gemeinde Isernhagen gemäß § 10 Abs. 3
BauGB am 07.03.2020  im Gemeinsamen Amtsblatt für die Region
Hannover und die Landeshauptstadt Hannover Nr. 9 bekannt
gemacht worden.

Der Bebauungsplan Nr. 2/201 »Baugebiet Wietzeaue – 2. Teilab-
schnitt«  mit Örtlichen Bauvorschriften ist damit am 07.03.2020
rechtsverbindlich geworden.

Isernhagen, den 11.03.2020

gez. Bogya
…………………………………   (Siegel)
Bürgermeister

Planerhaltung
Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes
Nr. 2/201 »Baugebiet Wietzeaue – 2. Teilabschnitt« mit Örtlichen
Bauvorschriften sind beachtliche Verletzungen von Verfahrens- und
Formvorschriften beim Zustandekommen des Bebauungsplanes
sowie Mängel der Abwägung nicht geltend gemacht geworden.

Isernhagen, den ……………

…………………………………   (Siegel)
Bürgermeister

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBl. I S. 3634) in Verbindung mit dem § 40 des Nieder-
sächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 27.03.2019 (Nds.
GVBI. S. 70), hat der Rat der Gemeinde Isernhagen den
Bebauungsplan Nr. 2/201 »Baugebiet Wietzeaue – 2. Teilabschnitt«
im Bereich der Ortschaft Altwarmbüchen, bestehend aus der
Planzeichnung und den nebenstehenden textlichen Festsetzungen
und Örtlichen Bauvorschriften, am 12.12.2019 als Satzung
beschlossen.

Isernhagen, den 13.02.2020

gez. Bogya
…………………………………   (Siegel)
Bürgermeister

PRÄAMBEL PLANUNTERLAGEN

Planverfasser
Der Entwurf dieses Bebauungsplanes mit Örtlichen Bauvorschriften
wurde erarbeitet von:

post welters + partner mbB
Architekten & Stadtplaner BDA/SRL
Arndtstraße 37
44135 Dortmund

Dortmund, den 27.01.2020

gez. Welters
…………………………………   (Stempel)
Planverfasser

Planunterlage
Kartengrundlage:  Liegenschaftskarte im Maßstab 1:1.000,
  Gemarkung Altwarmbüchen, Flur 2

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschafts-
katasters und weist die städtebaulich bedeutsamen baulichen
Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand
vom 18.07.2017). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen
und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. Die
Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist
einwandfrei möglich. Die Bescheinigung gilt nur für den
Geltungsbereich dieses Bebauungsplans.

Hannover, den 30.01.2020

gez. Bette
…………………………………   (Siegel)
Öffentl. bestellter Verm.-Ing.
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ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN
gemäß § 9 BauGB in Verbindung mit der BauNVO, der PlanZV und § 84 NBauO

DH

1.  Art der baulichen Nutzung
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit §§ 1 und 4 BauNVO)

   Allgemeines Wohngebiet  (§ 4 BauNVO)

2.  Maß der baulichen Nutzung
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit §§ 16 bis 20 BauNVO)

   Grundflächenzahl (GRZ)  (§ 19 BauNVO)  

   Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß  (§ 20 BauNVO)

   Zahl der Vollgeschosse, zwingend  (§ 20 BauNVO)

   Erdgeschossfußbodenhöhe in Meter als Mindest- und Höchstmaß  (§ 18 BauNVO)

   Traufhöhe in Meter als Mindest- und Höchstmaß  (§ 18 BauNVO)

   Attikahöhe in Meter als Mindest- und Höchstmaß  (§ 18 BauNVO)

   First- und Gebäudehöhe in Meter als Höchstmaß  (§ 18 BauNVO)

   Unterer Bezugspunkt für die Ermittlung der Höhen baulicher Anlagen
   in Meter über Normalhöhennull (NHN)  (§ 18 BauNVO)

3.  Bauweise, Baugrenzen
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB in Verbindung mit §§ 22 und 23 BauNVO)

   offene Bauweise  (§ 22 BauNVO)

   nur Einzelhäuser zulässig  (§ 22 BauNVO)

   nur Doppelhäuser und Hausgruppen zulässig  (§ 22 BauNVO)

   Baugrenze  (§ 23 BauNVO)

4.  Stellplätze und Garagen
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

   Umgrenzung von Flächen für Stellplätze und Garagen

   Stellplätze

   Garagen

5.  Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

   maximal zulässige Anzahl der Wohnungen je Wohngebäude

6.  Öffentliche Verkehrsflächen
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

   Straßenverkehrsfläche

   Straßenbegrenzungslinie

   Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung

   Verkehrsberuhigter Bereich / Fuß- und Radweg

   Fuß- und Radweg

   Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

7.  Grünflächen
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

   Öffentliche Grünfläche

   Parkanlage

   Spiel und Freizeit
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1. Hoch anstehendes Grundwasser
Auf die örtlich hoch anstehenden Grundwasserstände wird hingewiesen. Es ist mit hohen
Grundwasserdruckschwankungen zu rechen. Aufgrund der Grundwassersituation müssen
unterkellerte Bauwerke eine Abdichtung gegen drückendes Wasser erhalten.
Die Erschließungsstraßen im Plangebiet müssen aufgeschüttet werden, um den gebotenen
Abstand zum Grundwasser zu gewährleisten.

2. Aufschüttungen der Baugrundstücke
Auf den Baugrundstücken werden voraussichtlich Aufschüttungen erforderlich, um an das
zukünftige Straßenniveau anschließen zu können.

3. Niederschlagswasser
Aufgrund der örtlichen Geländeverhältnisse ist eine Versickerung von Niederschlagswasser nicht
möglich. Das auf den Baugrundstücken anfallende Niederschlagswasser ist daher in das im
Bebauungsplangebiet befindliche bzw. neu zu errichtende Kanalnetz (Trennsystem) einzuleiten
oder als Brauchwasser zu nutzen.

4. Mögliche Kampfmittelvorkommen
Im Bereich des Baugebietes Wietzeaue haben sich zur Zeit des Zweiten Weltkrieges
Flakstellungen befunden. Als Folge von Bombardierungen ist auf einem Großteil der Fläche mit
verfüllten Bombentrichtern und eventuell auch mit Blindgängern zu rechnen.
Im Plangebiet wurde eine Oberflächensondierung durchgeführt. Die hierbei gefundenen
Kampfmittel wurden geborgen und abtransportiert. Dennoch kann das Vorhandensein von
Kampfmitteln innerhalb des Plangebietes nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Es wird daher im
Vorfeld von Baumaßnahmen eine gesonderte und auf die geplante Baumaßnahme abgestimmte
Kampfmittelüberprüfung empfohlen.
Bei der Durchführung von Baumaßnahmen hat der Erdaushub mit der gebotenen Vorsicht zu
erfolgen. Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel (Bomben, Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.)
gefunden werden, sind umgehend die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der
Kampfmittelbeseitigungsdienst des LGLN – Regionaldirektion Hannover – zu benachrichtigen.

5. Dargestellte Straßengestaltung
Die in der Planzeichnung dargestellte Straßen-/Freiflächengestaltung (z. B. Stellplätze, Bäume,
Fuß- und Gehwege, Fahrbahn, Lage der Notzufahrt) ist lediglich beispielhaft. Es wird vorsorglich
darauf hingewiesen, dass diesbezüglich keinerlei Ansprüche von Privaten geltend gemacht werden
können.

ohne Maßstab

Bebauungsplan Nr. 2/178 - Teil A
»Baugebiet Wietzeaue - 1. Teilabschnitt«

Bebauungsplan
Nr. 2/178 - Teil B

Bebauungsplan Nr. 2/201
»Baugebiet Wietzeaue - 2. Teilabschnitt«

St

§ 1 Geltungsbereich
 Der räumliche Geltungsbereich dieser Örtlichen Bauvorschriften ist identisch mit dem
 Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 2/201 »Baugebiet Wietzeaue – 2. Teilabschnitt«
 der Gemeinde Isernhagen.

§ 2 Anpassung des äußeren Erscheinungsbildes
(1) Doppelhäuser und aneinander gebaute Hausgruppen sind in Bezug auf ihre Dächer und
 straßenseitigen Gebäudefassaden einheitlich zu gestalten. Dies gilt hinsichtlich der
 Oberflächenmaterialien und -farben sowie der Ausbildung von Traufe und Dachfirst.
(2) Fassaden untergeordneter Bauteile sind hinsichtlich ihres äußeren Erscheinungsbildes an
 das Hauptgebäude anzupassen, soweit dies nicht ihrem Nutzungszweck widerspricht (z. B.
 Wintergarten).

§ 3 Staffelgeschoss
(1) Das 2. Obergeschoss von Gebäuden (das Dachgeschoss zählt hierbei nicht als
 Obergeschoss) ist zwingend als Staffelgeschoss im Sinne des Absatzes 2 auszuführen.
 Der § 2 Absatz 7 NBauO (Definition des Vollgeschosses) bleibt hiervon unberührt.
(2) Als Staffelgeschoss gilt das oberste Geschoss eines Gebäudes, bei dem mehrere
 Außenwände gegenüber der Gebäudegrundfläche um mindestens 1,0 m zurückgesetzt
 sind. Dabei gilt, dass der Rücksprung der Außenwände 
 •  bei Doppelhaushälften und Reihenendhäusern an mindestens drei Gebäudeseiten,
 •  bei Reihenmittelhäusern an mindestens zwei Gebäudeseiten,
 •  bei Einzelhäusern allseitig
 erfolgen muss. Vertikale Erschließungen (z. B. Treppenhäuser, Aufzüge) sind hierbei
 ausgenommen. 
 

 Als Dachgeschoss gilt das oberste Geschoss eines Gebäudes, das von einem geneigten
 Dach mit einer Neigung von mehr als 10° begrenzt wird.

§ 4 Dachgestaltung
(1) Geneigte Dachflächen sind in Material, Form und Farbe einheitlich (nicht farblich

changierend) einzudecken. Eine glänzend glasierte (mit keramischen Überzug versehene)
oder sonstige reflektierende Dacheindeckung ist unzulässig.

(2) Für die Oberflächen von Dachpfannen sind ausschließlich Farben zulässig, die sich im
Rahmen der nachfolgend aufgeführten Farbmuster des Farbregisters RAL 840-HR
(einschließlich Zwischentönen) halten:

 

 3000 (feuerrot)  8004 (kupferbraun)  7016 (anthrazitgrau) 
 3002 (karminrot)  8012 (rotbraun)  7021 (schwarzgrau) 
 3003 (rubinrot)  8015 (kastanienbraun) 7024 (graphitgrau) 
 3011 (braunrot)  8016 (mahagonibraun) 
 3013 (tomatenrot)  8017 (schokoladenbraun) 
 3016 (korallenrot)  8019 (graubraun)

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN
gemäß § 84 Abs. 1, 3, 4 und 6 NBauO in Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB

§ 1 Art der baulichen Nutzung – Zulässigkeit von Nutzungen
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit §§ 1 und 4 BauNVO)

Allgemeines Wohngebiet (WA)
Zulässig gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO sind hier:
• Wohngebäude,
• die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie
  nicht störenden Handwerksbetriebe,
• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.
Ausnahmsweise können gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO zugelassen werden:
• Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
• sonstige nicht störende Gewerbebetriebe.
Die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen
• Anlagen für Verwaltungen,
• Gartenbaubetriebe,
• Tankstellen
werden in den allgemeinen Wohngebieten gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des
Bebauungsplanes und sind somit unzulässig.
Die gewerbliche Nutzung des über den Eigenbedarf hinaus solarenergetisch erzeugten Stromes ist
gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauNVO allgemein zulässig, sofern die allgemeine Zweckbestimmung des
Baugebietes gewahrt bleibt.

§ 2 Maß der baulichen Nutzung
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit §§ 18 und 19 BauNVO)

(1) Höhe baulicher Anlagen
 (gemäß § 18 BauNVO)

Als Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) gilt die Oberkante des fertig gestellten Fußbodens (OKFF)
im Erdgeschoss eines Gebäudes.
Als Traufhöhe (TH) gilt bei einem Gebäude mit geneigtem Dach die Differenz der Höhe vom
unteren Bezugspunkt (uBP) bis zum Schnittpunkt der Gebäudeaußenwand mit der Dachhaut. Bei
einem Gebäude mit einem Pultdach ist die Festsetzung auf die niedrigere Dachseite anzuwenden.
Als Attikahöhe (AH) gilt bei einem Gebäude mit einem Flachdach die Differenz der Höhe vom
unteren Bezugspunkt (uBP) bis zum oberen Abschluss der Außenwand (Attika). Bei einem
Gebäude, das ein umlaufendes Flachdach und ein Staffelgeschoss gemäß § 3 der Örtlichen
Bauvorschriften aufweist, gilt als Attikahöhe die Differenz der Höhe vom unteren Bezugspunkt
(uBP) bis zum oberen Abschluss der Außenwand (Attika) desjenigen Geschosses, welches sich
unmittelbar unterhalb des Staffelgeschosses befindet. Das Staffelgeschoss sowie im Bereich des
Staffelgeschosses offen gestaltete Geländer oder Rahmenkonstruktionen ohne geschlossene
Wandflächen parallel zur Außenwand bleiben hierbei unberücksichtigt.
Als First- und Gebäudehöhe (FGH) gilt bei Gebäuden die Differenz der Höhe vom unteren
Bezugspunkt (uBP) bis zum oberen Abschluss eines Gebäudes (Gebäudefirst bei Gebäuden mit
geneigten Dächern, Oberkante des obersten Geschosses inkl. des Staffelgeschosses bei
Gebäuden mit Flachdächern). Hierüber hinausragende untergeordnete Bauteile (z. B.
Schornsteine, Lüftungsauslässe, Aufzugsschächte, Empfangsanlagen für Funk und Fernsehen,
haustechnische und solarenergetische Anlagen) bleiben unberücksichtigt.

(2) Grundflächenzahl, zulässige Grundfläche
 (gemäß § 19 BauNVO)

Die Flächen von Terrassen sind Teil der Hauptanlage und somit bei der Ermittlung der zulässigen
Grundfläche entsprechend § 19 Abs. 2 BauNVO zu berücksichtigen.
In den Baugebieten darf die zulässige Grundfläche durch bauliche Anlagen unterhalb der
Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird (z. B. Tiefgaragen), bis
zu einer Grundflächenzahl von 0,8 überschritten werden (siehe hierzu auch § 3 Abs. 4).

§ 3 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB in Verbindung mit §§ 12, 14 und 23 BauNVO)

(1) Zulässigkeit von Stellplätzen und Garagen
 (gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO)

Stellplätze und Garagen sind gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO nur innerhalb der überbaubaren
Grundstücksflächen sowie innerhalb der im Bebauungsplan nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB
festgesetzten Flächen zulässig, soweit landesrechtliche Vorschriften nicht entgegenstehen. Zu
Garagen zählen auch Carports.
Darüber hinaus dürfen Stellplätze und Garagen die Baugrenzen um bis zu 3,0 m überschreiten,
soweit hiervon nicht die gemäß Örtliche Bauvorschriften festgesetzten Gebäudevorzonen betroffen
sind (gilt nur für die Baugebiete WA1 bis WA3 und nicht für das Baugebiet WA4) und nicht
landesrechtliche Vorschriften entgegenstehen.

(2) Unzulässigkeit von Nebenanlagen
 (gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO)

Nebenanlagen und Einrichtungen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO (hierzu zählen auch
Wärmepumpen) haben einen Mindestabstand von 3,0 m zur Straßenbegrenzungslinie einzuhalten.
Ausgenommen hiervon sind Standplätze für Abfall- und Wertstoffbehälter sowie
Fahrradabstellanlagen (Höhe bis max. 1,0 m), soweit landesrechtliche Vorschriften nicht
entgegenstehen.
Abweichend können Nebenanlagen und Einrichtungen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO in den
Grundstücksbereichen, die an die in der Planzeichnung festgesetzten Bereiche ohne Ein- und
Ausfahrt grenzen, bis an die Straßenbegrenzungslinie heranrücken.

(3) Überschreitung der Baugrenzen durch Gebäudeteile
 (gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO)

Die Überschreitung der Baugrenzen durch untergeordnete Gebäudeteile (z. B. Wintergarten,
Terrassenüberdachung) ist in einer Tiefe von maximal 3,0 m und über eine Breite von in der
Summe maximal 40 % der jeweiligen Fassadenbreite des Gebäudes als Ausnahme gemäß
§ 31 Abs. 1 BauGB zulässig.
Die Überschreitungen sind zulässig, soweit hiervon nicht die gemäß Örtliche Bauvorschriften
festgesetzten Gebäudevorzonen betroffen sind und landesrechtliche Vorschriften nicht
entgegenstehen.

(4) Überschreitung der Baugrenzen durch Tiefgaragen
 (gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO)

In dem Baugebiet WA4 ist eine Überschreitung der festgesetzten überbaubaren
Grundstücksflächen durch Garagengeschosse unterhalb der Geländeoberfläche (Tiefgaragen)
für die gesamte Baugebietsfläche als Ausnahme gemäß § 31 Abs. 1 BauGB zulässig, soweit
nicht landesrechtliche Vorschriften entgegenstehen (siehe hierzu auch § 2 Abs. 2).

§ 4 Ein- bzw. Ausfahrten und Anschluss anderer Flächen an die
 öffentlichen Verkehrsflächen  (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 und 11 BauGB)

In den festgesetzten allgemeinen Wohngebieten WA1, WA2 und WA3 ist je Baugrundstück (im
Sinne der NBauO) maximal eine Zufahrt für Stellplätze und Garagen zulässig. Die Breite der
Grundstückszufahrt und der Grundstückszugänge darf je Baugrundstück in der Summe maximal
6,0 m betragen, gemessen entlang der Straßenbegrenzungslinie.

§ 5 Öffentliche Grünflächen
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Die festgesetzten öffentlichen Grünflächen sind zu begrünen. Innerhalb der öffentlichen
Grünflächen sind untergeordnet auch folgende bauliche Anlagen zulässig:
• Fuß- und Radwege (u. a. Hauptwander- und Radweg),
• möblierte Aufenthaltsbereiche,
• Flächen mit Spielgelegenheiten,
• Wirtschaftswege,
• Notzufahrten für Kraftfahrzeugverkehre,
• Trassen für temporäre Baustellenverkehre,
• Geländemodellierungen,
• offene Gräben und Mulden für die Niederschlagsentwässerung,
• Anlagen zur Ver- und Entsorgung mit entsprechenden Zuwegungen für Wartung und
 Betrieb.

 § 6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
 Boden, Natur und Landschaft  (plangebietsinterne Kompensation)
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

(1) Entwicklung von mesophilem Mäh-Grünland
Die entlang der westlichen und nördlichen Plangebietsgrenzen festgesetzten Grünflächen sind mit
Hilfe einer extensiven Pflege als mesophiles Mäh-Grünland zu entwickeln. Ehemals ackerbaulich
genutzten Flächen sind vor der Einsaat zu mähen und zu grubbern und anschließend einzusäen.
Sofern Nachsaaten notwendig sind, ist eine Regiosaatgutmischung aus standortheimischem
Saatgut zu verwenden. Die sich einstellenden Bestände sind durch extensive Grünlandnutzung als
Mähgrünland zu bewirtschaften beziehungsweise zu pflegen und dauerhaft als Offenlandbiotop zu
erhalten.

(2) Eingrünung des Baugebietes
Im Bereich der festgesetzten Grünflächen entlang der westlichen und nördlichen
Plangebietsgrenzen sind für die Eingrünung des Baugebietes Solitärbäume der Baumarten
Stiel-Eiche (Quercus robur), Schwarz-Erle (Alnus glutinosa) und Silber-Weide (Salix alba)
anzupflanzen. Es ist Pflanzgut gebietseigener Herkunft zu verwenden.

(3) Anlage von Offenbodenstellen
Im Bereich der festgesetzten Grünfläche entlang der nördlichen Plangebietsgrenze sind für die
beeinträchtigten Insektenarten der trocken-warmen Biotope innerhalb der bestehenden
Grünlandflächen zehn jeweils 10 m² große sandige, sonnenexponierte Offenbodenstellen
anzulegen (möglichst als kleine Sandkuppen ausgebildet). Diese sind im Rahmen der Pflege
dauerhaft frei von dichterer Vegetation zu halten.

(4) Bestehende Ausgleichsfläche
Von den in den Absätzen 1 bis 3 aufgeführten Maßnahmen ist das Flurstück 114/17, Flur 2,
Gemarkung Altwarmbüchen ausgenommen.

§ 7 Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
 durch Geräusche  (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

(1) Anforderungen an die Außenbauteile von Gebäuden (passiver Schallschutz)
Im akustischen Einwirkungsbereich der Kircher Straße sind entsprechend den in der
Planzeichnung festgesetzten Lärmpegelbereichen bei der Errichtung, Erweiterung, Änderung oder
Nutzungsänderung von Gebäuden bestimmte Mindestanforderungen an die Luftschalldämmung
von Außenbauteilen schutzbedürftiger Räume gemäß DIN 4109 (»Schallschutz im Hochbau«, in
der jeweils aktuellen als Baunorm eingeführten Fassung) einzuhalten. Der Nachweis ist im
Baugenehmigungsverfahren auf Grundlage der DIN 4109 zu führen.
Für die von der Kircher Straße abgewandten Gebäudeseiten ist abweichend der jeweils um eine
Stufe niedrigere Lärmpegelbereich anzusetzen.
Wird im Baugenehmigungsverfahren ein schalltechnischer Nachweis erbracht, dass im Einzelfall
geringere Lärmpegelbereiche an den Gebäudeseiten vorliegen, können als Ausnahme gemäß
§ 31 Abs. 1 BauGB entsprechend reduzierte Anforderungen an die Luftschalldämmung der
Außenbauteile gemäß DIN 4109 zugelassen werden.

(2) Belüftung von Räumen mit Schlaffunktion
Im östlichen Teil des Bebauungsplangebietes (Baugebiete im Bereich zwischen der Grünfläche mit
der Zweckbestimmung Parkanlage, Spiel und Freizeit und der Kircher Straße) ist für Schlaf- und
Kinderzimmer von Wohnungen durch geeignete technische Maßnahmen (z. B. schallgedämpfte
Lüftungselemente im Fenster) eine ausreichende Belüftung bei geschlossenen Fenstern und
Türen sicher zu stellen.
Wird im Baugenehmigungsverfahren durch eine schalltechnische Untersuchung nachgewiesen,
dass die tatsächliche Lärmbelastung einen Außenpegel (Dauerschallpegel) von 45 dB(A) im
Nachtzeitraum (22 bis 6 Uhr) nicht überschreitet, können als Ausnahme gemäß § 31 Abs. 1
BauGB abweichende Ausführungen zugelassen werden.

§ 8 Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern,
 soweit sie zur Herstellung des Straßenkörpers erforderlich sind
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB)

Stützbauwerke unterhalb des Fahrbahnniveaus
Böschungen (Aufschüttungen) oder Stützmauern, die zur Herstellung des Straßenkörpers
erforderlich werden, sind auf den angrenzenden privaten Grundstücksflächen bis zu einer Tiefe
von 2,0 m parallel entlang der Grundstücksgrenze zulässig. Die erforderlichen Böschungen
(Aufschüttungen) oder Stützmauern sind vom Grundstückseigentümer zu dulden und dürfen durch
den Grundstückseigentümer nicht zurückgebaut werden.

(3) In den Bereichen, in denen in der Planzeichnung eine Firstrichtung festgesetzt ist, hat bei
Gebäuden mit geneigten Dachflächen die Länge des Gebäudehauptfirstes mindestens zwei
Drittel der Gebäudelänge zu betragen.

(4) Dachaufbauten/Dachgauben, Zwerchhäuser/Zwerchgiebel und Dachflächenfenster sind je
Dachfläche in ihrer Summe (gemessen an der untersten Stelle des Dachaufbaus) bis
maximal der Hälfte der Trauflänge eines Gebäudes zulässig. Fledermausgauben oder
Turmhäuser/Häuser mit Türmchen sind nicht zulässig.

(5) Garagen, Nebengebäude und untergeordnete Bauteile wie z. B. Wintergärten und
überdachte Terrassen sind von den Vorschriften der Absätze 1 bis 3 ausgenommen.
Anlagen zur Nutzung von Solarenergie sind von den Vorschriften der Absätze 1 bis 4
ausgenommen.

§ 5 Anzahl der notwendigen Einstellplätze
 Je Wohnung sind mindestens zwei notwendige Einstellplätze auf dem Baugrundstück

herzustellen (Stellplatzschlüssel von min. 2,0 je Wohnung).  
 Abweichend hiervon gilt in dem Baugebiet WA1 ein Stellplatzschlüssel von min. 1,0 je

Wohnung und in dem Baugebiet WA4 ein Stellplatzschlüssel von min. 1,2 je Wohnung.

§ 6 Einfriedungen
(1) Einfriedungen privater Baugrundstücke zu öffentlichen Verkehrsflächen sind im Bereich der

in der Planzeichnung festgesetzten Gebäudevorzonen ausschließlich zulässig als
 • lebende Hecke aus standortheimischen Laubgehölzen bis zu einer Höhe von
  maximal 1,40 m über der angrenzenden Verkehrsfläche, auch in Verbindung mit
  einem Zaun gemäß Absatz 4,
 • massive Mauer bis zu einer Höhe von maximal 1,00 m über der angrenzenden
  Verkehrsfläche. Hierbei ist die Oberfläche der Mauer hinsichtlich Materialität und
  Erscheinungsbild der Fassadenoberfläche des Hauptgebäudes auf dem  
  Baugrundstück anzupassen.
(2) Einfriedungen privater Baugrundstücke zu öffentlichen Grünflächen sind ausschließlich als

lebende Hecken aus standortheimischen Laubgehölzen zulässig, auch in Verbindung mit
einem Zaun gemäß Absatz 4.

(3) Als Einfriedungen privater Baugrundstücke zu öffentlichen Grün- und Verkehrsflächen sind
nicht zulässig:

  

 Zäune aus Maschendraht- oder Kunststoffgewebe (ausgenommen Stabmattenzäune) sowie
Zäune, die mit Kunststoff durchwoben sind, Einfriedungen mit oder aus Kunststoffplatten
und dergleichen Material sowie (Gitter-)Konstruktionen aus Kunststoff oder aus WPC
(Kunststoff-Holz Gemisch).

(4) Heckeneinfriedungen zu öffentlichen Grün- oder Verkehrsflächen können hausseitig um
einen Zaun ergänzt werden, sofern die Höhe des Zaunes die Höhe der Hecke nicht
überschreitet. Die Vorgaben des Absatzes 3 sind hierbei zu beachten.

(5) Standorte für Abfall- und Wertstoffbehälter im Bereich der in der Planzeichnung
festgesetzten Gebäudevorzonen sind so einzufrieden, dass sie vom öffentlichen
Straßenraum nicht einsehbar sind. Absatz 1 ist nicht anzuwenden. Die Vorgaben des
Absatzes 3 gelten auch für die Einfriedung der Abfall- und Wertstoffbehälter.

8.  Abgrenzung der Flächen für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes

 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

  
   Abgrenzung zwischen unterschiedlichen Lärmpegelbereichen

   Lärmpegelbereich (gem. DIN 4109), hier Stufe III

9.  Zulässige Dachformen und Dachneigungen der Gebäude
 (gemäß § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 84 Abs. 3, 4 und 6 NBauO)
 (Gilt nicht für untergeordnete Bauteile wie z. B. Gauben, Zwerchgiebel/-häuser, Wintergärten, überdachte Terrassen

oder dem Hauptgebäude untergeordnete Anbauten.)
   
   Satteldach

   Flachdach / Pultdach

   Dachneigung als Mindest- und Höchstmaß   

   Dachneigung als Höchstmaß   

10.  Firstrichtung
 (gemäß § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 84 Abs. 3, 4 und 6 NBauO)

   Ausrichtung des Hauptfirstes geneigter Dachformen von Wohngebäuden
   (Hiervon unberührt bleiben die Firste von Garagen, Nebengebäuden und von untergeordneten Bauteilen wie z. B. Gauben,
   Zwerchgiebel/-häuser sowie von Gebäuden mit Flachdächern.)

11.  Gebäudevorzone
 (gemäß § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 84 Abs. 3, 4 und 6 NBauO)

  Gebäudevorzone mit besonderen Regelungen
   (vgl. hierzu § 3 Abs. 1 und 3 der textlichen Festsetzungen sowie § 6 Abs. 1 und 5 der Örtlichen Bauvorschriften)

12.  Geltungsbereich, Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen

   Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes
   (gemäß § 9 Abs. 7 BauGB)

   Abgrenzung der Festsetzungen zu Art und Maß der baulichen Nutzung,
   sowie zur Bauweise  (gemäß § 1 Abs. 4; § 16 Abs. 5 BauNVO)

WA3

WA3

SD 25-35°
FD/PD ≤10°

SD 25-35°
FD/PD ≤10°

SD 35-45°

SD 35-45°
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EFH
0,0-0,5

TH
3,5-4,5

EFH
0,0-0,5

TH
4,5-6,5

EFH
0,0-0,5

TH
6,0-7,0

FD/PD ≤10°

FD/PD ≤10°

56,72

TH 4,5-6,5z.B.

z.B. FGH 10,0

AH 6,0-7,0z.B.

EFH 0,0-0,5z.B.

uBP 55,8mz.B.

z.B. LPB III

PLANZEICHNUNG

Öffentliche Auslegung
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Isernhagen hat in seiner
Sitzung am 20.06.2019 dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr.
2/201 »Baugebiet Wietzeaue – 2. Teilabschnitt« mit Örtlichen
Bauvorschriften und der zugehörigen Begründung zugestimmt und
die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 01.08.2019
ortsüblich bekannt gemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 2/201 »Baugebiet Wietzeaue
– 2. Teilabschnitt« mit Örtlichen Bauvorschriften einschließlich der
Begründung haben vom 12.08. bis einschließlich 13.09.2019
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Isernhagen, den 13.02.2020

gez. Bogya
…………………………………   (Siegel)
Bürgermeister


